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1. Formulierte Gesetzesinitiative "Änderung Finanzausgleichsgesetz" 

Am 7. April 2011 haben 10 Einwohnergemeinden (Allschwil, Arlesheim, Biel-Benken, Binningen, 
Bottmingen, Nusshof, Oberwil, Pfeffingen, Reinach und Schönenbuch) die formulierte Geset-
zesinitiative (Gemeindeinitiative) "Änderung Finanzausgleichsgesetz" eingereicht. Diese ist am 
15. April 2011 durch die Landeskanzlei als zustandegekommen erklärt und im Amtsblatt vom 
21. April 2011 publiziert worden (S. 1562 f.). 

Die Initiative hat folgenden Wortlaut: 

Das Finanzausgleichsgesetz vom 25. Juni 2009 ist wie folgt zu ändern: 

§ 6 Absatz 3 
3 Damit es bei keiner der beitragleistenden Gemeinden zu einer über Gebühr liegenden Ab-
schöpfung der vorhandenen Steuerkraft kommt, darf der Pro-Kopf-Anteil der beitragleistenden 
Einwohnergemeinden nicht mehr als einen in der Verordnung festgelegten Prozentsatz ihrer 
Steuerkraft betragen. Übersteigende Teile tragen die  beitragempfangenden Einwohnergemein-
den anteilmässig nach Massgabe ihrer Einwohnerzahl, höchstens jedoch im Umfang der Diffe-
renz zwischen dem Ausgleichsniveau und ihrer Steuerkraft multipliziert mit ihrer Einwohnerzahl. 

§ 7 

Aufgehoben. 

 

 

2. Bisherige Behandlung der Initiative 

Der Regierungsrat hat am 21. Juni 2011 die Landratsvorlage "Teilrevision des Finanzaus-
gleichsgesetzes / Gemeindeinititative 'Änderung des Finanzausgleichsgesetzes'" (2111/193) 
verabschiedet und darin dem Landrat betreffend der Initiative beantragt, deren Rechtsgültigkeit 
festzustellen sowie sie inhaltlich abzulehnen. 

Die Finanzkommission hat betreffend der Initiative in ihrem Bericht vom 24. Oktober 2011 fest-
gehalten, dass die Initianten eigentlich eine Art "Gegenvorschlag" zur regierungsrätlichen Vor-
lage gemacht hätten, normalerweise verhalte es sich umgekehrt. Gesetzt den Fall, der Landrat 
beschlösse die Gesetzesänderung mit einer 4/5-Mehrheit und lehne die Initiative ab, dann wür-
de nur der "Gegenvorschlag" an der Urne zur Abstimmung kommen, das Gesetz hingegen 
nicht. Es frage sich, ob es sich nicht um eine Aushöhlung der Verfassung handle, wenn der Ge-
genvorschlag an die Urne komme, nicht aber die Gesetzesvorlage. Sie, die Finanzkommission, 
schlage folgenden Ausweg aus dem Dilemma vor: Dem Landrat werde beantragt, die Geset-
zesänderung zu beschliessen und gleichzeitig die inhaltliche Behandlung der Initiative auszu-
stellen. 

Der Landrat ist diesem Antrag gefolgt und hat am 17. November 2011 nur die Rechtsgültigkeit 
der Initiative beschlossen. Die inhaltliche Behandlung der Initiative durch den Landrat ist daher 
noch ausstehend. 

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2011/2011-193.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/berichte/2011/2011-193.pdf
http://www.baselland.ch/01-htm.316162.0.html
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3. Sistierungsantrag des Initiativkomitees 

Mit Brief vom 20. Februar 2012 ist die Gemeinde Binningen namens des Initiativkomitees an 
den Landrat gelangt und stellt den Antrag, dass die Behandlung für die formulierte Gesetzesini-
tiative "Änderung Finanzausgleichsgesetz" bis zum 31. Dezember 2015 unterbrochen werde. 

Zur Begründung führt das Initiativkomitee im Wesentlichen aus, dass die Initiativgemeinden mit 
Befriedigung zur Kenntnis genommen hätten, dass der Regierungsrat aufgrund der Verwerfun-
gen im Finanzausgleich 2010 äusserst schnell reagiert und der Landrat einen Teil des Inhalts 
der Initiative bereits auf den 1. Januar 2012 umgesetzt habe. Die Initiativgemeinden würden 
weiter anerkennen, dass es sinnvoll sei, die Zusatzbeiträge, die sie gestrichen haben möchten, 
in einem Gesamtzusammenhang zu evaluieren. Rückfragen bei der Konsultativkommission 
"Aufgabenteilung und Finanzausgleich" hätten ergeben, dass unter Berücksichtigung aller Pro-
zesse nicht vor dem 1. Januar 2016 mit einem Inkrafttreten eines revidierten Finanzausgleichs-
gesetzes zu rechnen sei. 

 

4. Stellungnahme 

 

4.1 Abschöpfungsgrenze 

Der von der Initiative verlangte § 6 Absatz 3 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG, Abschöp-
fungsgrenze) hat der Landrat am 17. November 2011 aufgrund der Vorlage "Teilrevision des 
Finanzausgleichsgesetzes / Gemeindeinititative 'Änderung des Finanzausgleichsgesetzes'" 
(2111/193) leicht ergänzt beschlossen. Die neue Bestimmung ist seit dem 1. Januar 2012 in 
Kraft und ist erstmals für den Finanzausgleich 2012 wirksam. 

 

4.2 Zusatzbeiträge 

Die von der Initiative weiter verlangte Aufhebung von § 7 FAG umfasst die ersatzlose Strei-
chung der geltenden Zusatzbeiträge. Die heute geltende Bestimmung lautet: 
1 Die 36 Einwohnergemeinden mit der tiefsten Steuerkraft erhalten Zusatzbeiträge für einen zu-
sätzlichen Ausgleich. 
2 Die Höhe des Zusatzbeitrags richtet sich nach der Steuerkraft multipliziert mit der Einwohner-
zahl. Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten; er kann Steuerkraftkategorien bilden. 
3 Einwohnergemeinden gemäss Absatz 1, deren effektiver Einkommenssteuerfuss unter dem 
Durchschnittssteuerfuss liegt, erhalten keinen Zusatzbeitrag. 

Sinn der Zusatzbeiträge war und ist es, den Übergang vom alten Finanzausgleich zum neuen 
Finanzausgleich abzufedern (ähnlich dem Härteausgleich beim NFA). Bevor sie von der Ar-
beitsgruppe "Totalrevision Finanzausgleich" konzipiert und vorgeschlagen wurden, realisierte 
man, dass der Übergang von den alten, steuerkraftbasierten Lehrkräftesubventionen zu der 
neuen Sonderlastenabgeltung nicht ohne weitere Massnahme realisiert werden konnte. Bei 
vielen finanzschwachen Gemeinden wäre ein Steuerfuss von deutlich über 70% nötig gewor-
den. 
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Mit dem Ziel der Abfederung des Übergangs wurden und werden die Zusatzbeiträge, welche 
von allen Gemeinden (also auch von den finanzausgleichs-empfangenden) solidarisch mit ei-
nem Beitrag pro Einwohner finanziert werden, bewusst in ein sehr enges "Korsett" gestellt: Ers-
tens ist der Zusatzbeitrag pro Gemeinde auf höchstens 200'000 Franken limitiert und zweitens 
darf die Summe aller Zusatzbeiträge 5,4 Mio. Franken nicht übersteigen (§ 5 Absätze 3 bzw. 4 
der Finanzausgleichsverordnung, SGS 185.11). Hinzu kommt, dass die Formel so ausgestaltet 
ist, dass diese Zusatzbeiträge abnehmen werden, sobald sich die Steuerkraft der finanzschwa-
chen Gemeinden auf einem Wachstumspfad befindet. 

Die Abschaffung der Zusatzbeiträge erfordert klar eine umfangreiche Wirkungsanalyse. Sie 
kann keine kurzfristige, sondern muss eine mittel- bis langfristige Massnahme sein und muss 
zudem im Rahmen der von § 1 Absatz 1 FAG vorgeschriebenen, periodischen Evaluation sor-
fältig beurteilt werden. Vorgesehen ist, die Notwendigkeit der Zusatzbeiträge im Rahmen der 
Überprüfung des Finanzausgleichssystems als Ganzes sowie auf ausreichender Zahlenbasis im 
Jahr 2014 zu beurteilen. Es kann durchaus sein, dass aufgrund dieser Evaluation die Zusatz-
beiträge dann in Frage gestellt werden. Für eine kurzfristige Streichung gemäss geplanter Ge-
meindeinitiative gäbe es im Moment jedoch keinerlei empirische Entscheidungsbasis. Daher ist 
es sehr sinnvoll, die Behandlung der Initiative bis zum Vorliegen des Evaluationsergebnis und 
dessen gesetzlicher Umsetzung per 1. Januar 2016 zu sistieren. 

Rechtsgrundlage für die Sistierung ist § 78a Absatz 3 des Gesetzes über die politischen Rechte 
(SGS 120), wonach der Landrat im Einvernehmen mit dem Initiativkomitee eine Unterbrechung 
der 18-monatigen Behandlungsfrist gemäss § 29 Absatz 2 der Kantonsverfassung anordnen 
kann. 

 

5. Antrag 

Der Regierungsrat beantragt dem Landrat, die Behandlung der formulierten Gesetzesinitiative 
(Gemeindeinitiative) "Änderung Finanzausgleichsgesetz" wie vom Initiativkomitee beantragt bis 
zum 31. Dezember 2015 zu unterbrechen. 

 

Liestal, 27. März 2012 Im Namen des Regierungsrates 

 der Präsident: 

 Zwick 

  

 der Landschreiber: 

 Achermann 

 

 

 

 

Beilage: Brief des Initiativkomitees vom 20. Februar 2012 
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